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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Preisangaben 
- Drucksache 10/1526 -  

A. Problem 

Wiederherstellung der Verpflichtung zur Angabe von Preisen 
gegenüber Letztverbrauchern. Schaffung einer Grundlage für 
behördliche Maßnahmen zur Überwachung dieser Verpflich-
tung. 

B. Lösung 

Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für den Neuerlaß der 
Verordnung über Preisangaben und für behördliche Maßnah-
men zur Überwachung der Einhaltung dieser Verordnung. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Vorhaben 
nicht mit Kosten belastet. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 10/1526 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. bei der Formulierung der neuen Preisangaben-Verordnung wird die Bundes-
regierung gebeten zu prüfen, ob dieser Verordnung solche Unternehmen 
unterworfen werden können, die neben ihrer Großhandelstätigkeit auch re-
gelmäßig an Letztverbraucher verkaufen. 

Die Bundesregierung wird weiter gebeten, ein Jahr nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Regelung der Preisangaben dem Deutschen Bundestag über die 
Entwicklung der Preisauszeichnung bei Großhändlern, die regelmäßig an 
Letztverbraucher verkaufen, zu berichten. 

Bonn, den 21. September 1984 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland 

Vorsitzender 

Wissmann 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwu rfs eines Gesetzes zur Regelung der Preisangaben 

— Drucksache 10/1526 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Regelung der Preisangaben 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Preisangabengesetz 

§ 1 

Zum Zwecke der Unterrichtung und des Schutzes 
der Verbraucher und zur Förderung des Wettbe-
werbs sowie zur Durchführung von Rechtsakten 
der Organe der Europäischen Gemeinschaften wird 
der Bundesminister für Wirtschaft ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates zu bestimmen, daß und auf welche Art und 
Weise beim Anbieten von Waren oder Leistungen 
gegenüber Letztverbrauchern oder bei der Werbung 
für Waren oder Leistungen gegenüber Letztver-
brauchern Preise, Verkaufs- oder Leistungseinhei-
ten sowie Gütebezeichnungen anzugeben sind. 

§2 

In einer Rechtsverordnung nach § 1 können be-
stimmte Tatbestände bezeichnet werden, die als 
Ordnungswidrigkeiten nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 geahndet werden. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Regelung der Preisangaben 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Preisangabengesetz 

§ 1 

Zum Zwecke der Unterrichtung und des Schutzes 
der Verbraucher und zur Förderung des Wettbe-
werbs sowie zur Durchführung von diesen Zwecken 
dienenden Rechtsakten der Organe der Europäi-
schen Gemeinschaften wird der Bundesminister für 
Wirtschaft ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, daß 
und auf welche Art und Weise beim Anbieten von 
Waren oder Leistungen gegenüber Letztverbrau-
chern oder bei der Werbung für Waren oder Lei-
stungen gegenüber Letztverbrauchern Preise und 
die Verkaufs- oder Leistungseinheiten sowie Güte-
bezeichnungen, auf die sich die Preise beziehen, 
anzugeben sind. 

§2 

(1) Soweit es erforderlich ist, um die Einhaltung 
einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnung zu überwachen, können die hierfür zu-
ständigen Behörden von dem zur Preisangabe Ver-
pflichteten Auskünfte verlangen. Sie können zu 
diesem Zweck auch seine Grundstücke, Geschäfts-
räume und Betriebsanlagen während der Ge-
schäfts- und Betriebszeiten betreten und dort Be-
sichtigungen und Prüfungen vornehmen sowie Ein-
blick in geschäftliche Unterlagen verlangen. 

(2) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten aussetzen würde. 
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Entwurf 

§3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 2 

Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

Das Wirtschaftsstrafgesetz 1954 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Juni 1975 (BGBl. I 
S. 1313), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1912), wird 
wie folgt geändert: 

In § 3 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „Preisauszeichnun-
gen" durch das Wort „Preisangaben" ersetzt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

§3 

unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 
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Bericht des Abgeordneten Wissmann 

I. 

Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß für Wirt-
schaft in der 76. Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges am 27. Juni 1984 zur alleinigen Beratung über-
wiesen. Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in sei-
ner 20. Sitzung der 10. Wahlperiode am 19. Septem-
ber 1984 abschließend beraten. 

II. 

Das Bundesverfassungsgericht hat am 8. November 
1983 die Verordnung über Preisangaben vom 
10. Mai 1973 (BGBl. I S. 461), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 23. März 1981 (BGBl. I S. 333) hin-
sichtlich der Preisauszeichnung im Handel für ver-
fassungswidrig erklärt, weil § 2 des Preisgesetzes 
vom 10. April 1948 keine ausreichende Ermächti-
gung für eine solche Regelung darstellt. Die maßge-
benden Entscheidungsgründe treffen auch für die 
übrigen Bestimmungen der Verordnung über Preis-
angaben zu. Deshalb muß angenommen werden, 
daß es für diese ebenfalls an einer tragfähigen 
Rechtsgrundlage fehlt. Das Bundesverfassungsge-
richt anerkennt jedoch, daß Preisauszeichnungsre-
gelungen wettbewerbswirksam sind und deshalb 
preisstabilisierend wirken. Erst eine deutliche 
Preisauszeichnung ermöglicht dem Verbraucher die 
schnelle und zuverlässige Information über das 
preisgünstigste Angebot. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist darüber hin-
aus durch EG-Recht verpflichtet, Vorschriften über 
die Preisangabe bei Lebensmitteln zu erlassen. Der 
Entwurf einer Richtlinie des Rates über den Schutz 
der Verbraucher bei der Angabe der Preise von an-
deren Erzeugnissen als Lebensmitteln liegt seit An-
fang 1984 den Mitgliedstaaten vor. Das Gesetz soll 
den Bundesminister für Wirtschaft ermächtigen, 
eine im wesentlichen unveränderte Preisangaben-
verordnung zu erlassen und damit zunächst den 
Rechtszustand herzustellen, der durch die Verord-
nung über Preisangaben geregelt gewesen war. 

III.  

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seinen Beratun-
gen einstimmig festgestellt, daß es dringend erfor-
derlich sei, den wesentlichen Regelungsgehalt der 
Preisangabenverordnung in kürzester Frist wieder-
herzustellen, damit die tendenziell preisdämpfende 
Wirkung, die der Preisangabenpflicht im Hinblick 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, besonders 
das Verbraucherpreisniveau, zukommt, auch in Zu-
kunft erhalten bleibt und die bestehende Rechtsun-
sicherheit beseitigt wird. 

Der Ausschuß hat sich der Stellungnahme des Bun

-

desrates in dessen 534. Sitzung am 6. April 1984, der 

die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zuge-
stimmt hat, angeschlossen. Hiermit wird klarge-
stellt, daß die Ermächtigung nur zur Umsetzung sol-
cher EG-Rechtsakte dient, die die Preisangabe zum 
Zwecke der Unterrichtung und des Schutzes der 
Verbraucher und zur Förderung des Wettbewerbs 
regeln, und daß die Angabe von Verbrauchs- oder 
Leistungseinheiten oder Gütebezeichnungen nur 
im Zusammenhang mit der Preisangabe vorge-
schrieben werden soll. 

Der Ausschuß ist ebenfalls der Auffassung, daß die 
in § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 
enthaltene Ermächtigung zum Erlaß von Bußgeld-
regelungen ausreicht. Artikel 1 § 2 des Gesetzent-
wurfs der Bundesregierung erscheint dem Aus-
schuß daher nicht als erforderlich. 

Der Ausschuß für Wirtschaft begrüßt, daß die Bun-
desregierung nicht beabsichtigt, in der neu zu erlas-
senden Verordnung über Preisangaben eine gene-
relle Preisangabepflicht anzustreben. Die Einfüh-
rung einer solchen in der Werbung wäre eine we-
sentliche Änderung gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand. Auch in Zukunft soll es dem Wer-
benden grundsätzlich freigestellt bleiben, ob er 
überhaupt Preise nennen will. Der Ausschuß 
konnte sich allerdings nicht dazu entschließen, Vor-
schlägen zu folgen, in Artikel 1 § 1 nach den Worten 
„ ... Letztverbrauchern oder bei der Werbung" ein-
zusetzen „mit Preisen". Die Erfahrungen in der Pra-
xis haben gezeigt, daß teilweise die Abgrenzung 
zwischen Angebot, Werbung unter Angabe von Prei-
sen und Werbung ohne Angabe von Preisen proble-
matisch sein könnte. Eine abstrakte Abgrenzung 
zwischen Werbung mit und ohne Preisangabe wäre 
kaum praktikabel. Für die Werbung muß jedoch 
jedenfalls dann eine Pflicht zur Preisangabe ver-
langt werden können, wenn sich dies aus Gründen 
des Verbraucherschutzes als notwendig erweisen 
sollte. 

Der Ausschuß hat sich einstimmig für eine recht-
lich zweifelsfreie Grundlage für behördliche Maß-
nahmen ausgesprochen, mit denen die Einhaltung 
der neu zu erlassenden Preisangabenverordnung 
überwacht werden kann. Sie soll für den Bereich 
des Preisangabenrechts die Verordnung über Aus-
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 ersetzen, deren An-
wendbarkeit beim Vollzug der bisherigen Preisan-
gabenverordnung auf Grund mehrerer rechtlicher 
Streitigkeiten zweifelhaft geworden war. 

Die vorgeschlagene Bestimmung regelt einerseits 
die Voraussetzungen für Betretens- und Besichti-
gungsrechte der Behörden, andererseits aber auch 
die verfassungsrechtlich gebotenen Grenzen dieser 
Befugnisse (Kontrolle nur während der üblichen 
Geschäftszeiten, Auskunftsverweigerungsrecht). 
Sie orientiert sich dabei an den im Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 13. Oktober 1971 
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(BVerfGE 32, S. 54, 77) aufgestellten Maßstäben und 
ist in der Formulierung den Bestimmungen in an-
deren wirtschaftsverwaltungsrechtlichen Gesetzen 
(§ 28 des Gesetzes zur Durchführung der gemeinsa-
men Marktorganisationen, § 46 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, § 55 des Güterkraft-
verkehrsgesetzes und § 15 der Makler- und Bauträ-
gerverordnung) nachgebildet. 

IV. 

Mit seiner vorgeschlagenen Entschließung beab-
sichtigt der Ausschuß, zum Schutze sowohl des 
Letztverbrauchers — nach im Ausschuß geäußerten 
Meinungen auch zum Schutz des Einzelhandels — 
hinsichtlich der Bruttopreisauszeichnungspflicht 

im SB-Großhandel eine strengere Regelung anzu-
streben, als sie nach der gegenwärtigen Rechtslage 
besteht. Nach einer im Ausschuß vertretenen Auf-
fassung verdienen auch Letztverbraucher einen 
Schutz, wenn sie dort als Gewerbetreibende bran-
chenfremde Produkte für ihren eigenen Bedarf 
kaufen. Die Mitglieder des Ausschusses waren vor 
allem der Auffassung, daß die geltende Rechtslage, 
wonach die Bruttopreisauszeichnungspflicht für 
Großhändler nur dann besteht, wenn Einkaufsbe-
rechtigte ihren Privatbedarf in einem Umfang dek-
ken, der 10 v. H. des Umsatzes des Großhandelsbe-
triebes übersteigt, nicht praktikabel sei. Ein regel-
mäßiger Verkauf an Letztverbraucher könne besser 
überwacht werden als das willkürlich erscheinende 
Kriterium der Grenze von 10 v. H. 

Bonn, den 21. September 1984 

Wissmann 

Berichterstatter 






